
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Es gibt weitere Zwischenfragen. Wollen Sie nachfragen oder 
eine neue Frage stellen?

Dr. Keller (PDS):

Ich will nachfragen. Herr Hacker! Ich danke Ihnen für diese 
Erklärung, der ich völlig zustimme. In dieser Frage gibt es bei 
uns keine Meinungsverschiedenheiten. Ich hatte allerdings ge­
fragt, ob es stimmt, daß Herr Backofen im Ausschuß gesagt hat, 
daß es 1000 Personen betrifft. Daran anschließend hatte ich zwei 
weitere Fragen gestellt, und darauf hätte ich gern eine Antwort.

Hacker:

Herr Keller, ich kann Ihnen jetzt nicht bestätigen, daß Herr 
Backofen konkret 1000 Personen genannt hat. Sie werden mir 
vielleicht auch einräumen, daß ich mich nicht an jede einzelne 
Erklärung im Rahmen der Ausschußsitzung erinnern kann. Ich 
will das nicht bejahen und nicht verneinen. Wenn Herr Backofen 
bereit ist, darauf zu antworten, dann wird er das sicherlich tun, 
ich sehe, er steht dort schon am Mikrofon. Herr Backofen, viel­
leicht könnten wir das hier unkompliziert regeln.

StellvertreterderPräsidentinDr. Schmieder:

Moment, Moment, ich darf da vielleicht helfend eingreifen. 
Vom Prinzip her ist es natürlich so, daß die Ausschußsitzungen 
nicht öffentlich sind, deshalb wäre es nicht notwendig, daß wir 
das hier diskutieren.

(Beifall, vor allem bei den Koalitionsfraktionen)

Ich habe mich aber vorhin kompromißbereit gezeigt, und ich 
bin bereit, jetzt einen erneuten Kompromiß einzugehen, und 
würde jetzt im ganz konkreten Fall, da Herr Backofen sein Inter­
esse gleichfalls bekundet, jetzt noch eine Ausnahme gestatten.

(Zwischenbemerkung von der PDS)

Das ist richtig, aber mit Ihrer Äußerung, die Sie getan haben, 
haben Sie es praktisch im öffentlichen Charakter getan.

(Zwischenbemerkung von der PDS: Die Fernsehkameras sind 
abgeschaltet. - Zuruf: Es sind aber noch Gäste im Haus.)

Lange Rede kurzer Sinn. - Bitte schön.

Backofen (DSU):

Meine Zwischenfrage wäre daraufhin abgestellt gewesen. 
Und wir haben bestätigen können, daß die Ausschußsitzungen 
in der Regel nicht öffentlich sind, aber da nun einmal eine Zahl 
genannt wurde mit meinem Namen: Herr Hacker, können Sie 
sich erinnern, daß ich eine Zahl genannt habe, tausend, die es 
eventuell in der Kürze der Zeit zu bearbeitende Fälle geben 
könnte. Nichts anderes war da gesagt.

Hacker:

Also, Herr Backofen, ich möcht mich hier nicht auf irgendwel­
che spekulativen Zahlen und Dinge verlassen. Ich kann dazu kei­
ne konkrete Bestätigung geben.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Die Antwort war völlig ausreichend, würde ich denken. - Es 
gibt noch eine Zwischenfrage. Bitte schön.

Fiedler (CDU/DA):

Kollege Hacker, ich nehme an, Sie haben sich versprochen. Bei 
diesem Sonderausschuß müssen von der CDU 9 Mitglieder dabei 
sein. Sie sagten 7.

Hacker:

Ich denke, ich habe mich nicht versprochen, Herr Kollege 
Fiedler. Ich habe mich sachkundig gemacht und einen Vertreter 
des Präsidiums befragt.

(Zwischenbemerkung: Das kann nicht stimmen.)

Ich schlage folgendes vor: Die Parlamentarischen Geschäfts­
führer sollten sich zu diesem Modus verständigen. Mir wurde 
diese Quotierung gesagt, und aus der Addition der Zahlen, die 
ich vorgetragen habe, ergibt sich die Zusammensetzung mit 
21 Mitgliedern des Ausschusses.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Die Modalitäten bei der Zusammensetzung der Ausschüsse 
sind eindeutig klar. Wir machen das nach Schepers, und genauso 
wurde auch hier verfahren. Wenn das jetzt unkorrekt ist, dann 
wird das präzisiert. - Es gibt aber noch eine Anfrage. Bitte schön.

Frau Dr. Scholz (PDS):

Ich habe noch eine Frage zum Beschwerdeverfahen. Meinen 
Sie, daß es zweckmäßig ist, daß sich ein Betroffener bei der Kom­
mission beschweren kann, die auch die Entscheidung getroffen 
hat? Und meinen Sie nicht, daß es eine Überschreitung der Korr
petenz des Präsidiums darstellt, wenn das Präsidium die endgü.__________ _
tige Entscheidung trifft? Ich denke, hier ist keine Gewaltentei­
lung mehr gegeben zwischen Exekutive und Legislative.

(Beifall bei der PDS)

Hacker (SPD):

Frau Abgeordnete Dr. Scholz, ich habe mir die gleiche Frage 
auch vorgelegt, ob es richtig ist, daß die Institution, die ja die er­
ste Entscheidung trifft, über die endgültige Entscheidung noch 
mal befinden soll, nicht endgültig, aber noch mal befinden soll. 
Ich habe mich im Ausschuß von den Argumenten überzeugen 
lassen: Es ist ja keine endgültige Entscheidung, die die Kommis­
sion im Beschwerdewege fällt. In dem Fall, wo der Beschwerde 
nicht gefolgt wird, würde automatisch die Beschwerde weiterge­
geben werden an das Präsidium der Volkskammer. Und dort 
würde gesichert sein, daß ein unabhängiges Gremium dann über 
die erste Entscheidung befinden würde.

(Zwischenbemerkung)

Na, man kann es sehen, wie man will, aber es ist doch damit di 
Einbeziehung einer am ersten Verfahren nicht beteiligten Inste—✓  
tution gesichert, d. h., Präsidium der Volkskammer.

Und zu Ihrer Frage: Legislative oder Exekutive? Normaler­
weise müßte über einen solchen Sachverhalt ein Verfassungsge­
richt entscheiden. Das haben wir nicht.

(Zwischenruf)

Das haben wir nicht, Frau Wegener. - Ich denke, es ist ein 
rechtsstaatliches Verfahren, wenn das Parlament, das vom Volk 
gewählt ist, einen entsprechenden Auftrag an das Präsidium er­
teilt. Und wir haben ja im Rahmen des Plenums die Möglichkeit, 
diesen Auftrag zu erteilen oder nicht.

(Beifall bei den Koalitionsfraktionen)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordneter Hacker für das Einbringen der 
Beschlußempfehlung. Wir kommen damit zur Abstimmung über 
die Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses. Wer dem Ge­
setz über den Nachweis der Rechtmäßigkeit des Erwerbs von 
Umstellungsguthaben, verzeichnet in der Drucksache lila,
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